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A 	 Fahrrad und Fahrradteile

§ 1 	 Versicherte Sachen

1. 	 Versichert ist das im Versicherungsschein bezeichnete Fahrrad mit oder ohne Hilfsmotor (elektro-
	 unterstütztes Fahrrad bzw. Pedelec). Dazu gehören alle fest mit dem Fahrrad verbundenen, nur mit 	
	 Werkzeug zu demontierenden und zur Funktion des Fahrrades gehörenden Teile wie Sattel, Lenker, 
	 Lampen, Gepäckträger, etc., sowie das gemäß § 7 Nr. 1 a verwendete Schloss.	

2.	 Versicherbar sind zu privaten Zwecken genutzte Fahrräder, die bei Antragstellung nicht älter als zwei   
            Jahre ab Kaufdatum sind. Der Nachweis hat durch den Original-Händlerbeleg, mit Angabe der Rahmen- 
            nummer sowie der vollständigen Käuferadresse zu erfolgen. Ausgeschlossen sind Räder, die von  
	 Privatpersonen ohne die vorbezeichneten Unterlagen sowie Kaufvertrag erworben wurden. 

3.	 Versicherbar sind nur Fahrräder, für die keine Versicherungs- oder Führerscheinpflicht besteht.

4          Lose mit dem Fahrrad verbundenes Zubehör gilt nicht als Fahrradteil im Sinne von § 1, Nr. 1.

§ 2 	 Versicherte Gefahren und Schäden, Ausschlüsse

Der Versicherer leistet Entschädigung bei

1.	 Diebstahl
	 a) 	 Bei Verlust des Fahrrades durch Diebstahl, Einbruchdiebstahl oder Raub erfolgt 
		  eine Regulierung entsprechend § 3 Nr. 1.
	 b)	 Bei Diebstahl von fest mit dem Fahrrad verbundenen Teilen (auch Akkus) erstattet der Ver-	
		  sicherer die Ersatzteile einschließlich Arbeitslohn, höchstens jedoch den Wert des Fahrrades 
		  entsprechend § 3 Nr. 1.
	 c) 	 Bei Diebstahl des Fahrrades aus dem Inneren eines abgestellten, verschlossenen Kraftfahr-
		  zeuges und aus daran angebrachten, mit Verschluss gesicherten Fahrradträgern, besteht Ver-
		  sicherungsschutz. Der Fahrradträger muss fest ver- bzw. abgeschlossen sein und das Fahrrad  
		  fest mit dem Fahrradträger verbunden sein. Zum Beispiel durch Schloss entsprechend § 7.
	 d) 	 Nicht versichert sind Verlieren, Stehen- oder Liegenlassen des Fahrrades oder Diebstahlschä-	
		  den, wenn das Fahrrad nicht entsprechend § 7 Nr. 1 gegen Diebstahl gesichert wurde.

2. 	 Vandalismus
	 Bei mut- und böswilliger Beschädigung oder Zerstörung durch unbekannte Dritte erfolgt eine 		
	 Regulierung entsprechend § 3 Nr. 2.

3. 	 Reparaturen
	 a)	 Bei Reparaturen infolge von: 
		  aa)	 Unfall
		  bb)	 Vandalismus
		  cc)	 Fall- oder Sturzschäden
		  dd)	 Feuchtigkeitsschäden an Akku, Motor und Steuerungsgeräten
		  ee)	 Elektronikschäden (Kurzschluss, Induktion, Überspannung) an Akku, 
			   Motor- und Steuerungsgeräten erfolgt eine Regulierung entsprechend § 3 Nr. 2.

	 b)	 Nicht versichert sind:
		  aa)	 Schäden, die nicht die Funktion der Sache beeinträchtigen 
			   (z. B. Schrammen oder Schäden an der Lackierung) 
		  bb)	 Schäden durch Verschleiß, Alterung / Materialermüdung (z. B. Versprödung der Reifen) 	
			   sowie Abnutzung durch Beanspruchung an Reifen und Bremsbelägen 
		  cc)	 Schäden durch Rost oder Oxidation
		  dd) 	 Schäden, für die ein Dritter vertraglich einzustehen hat als Hersteller, Verkäufer, aus 	
			   Reparaturauftrag oder sonstigem vertraglichen Verhältnis
		  ee)	 Schäden, die durch Kernenergie, Erdbeben, weitere Elementarrisiken, Terror- oder
			   Kriegsereignisse jeder Art oder innerer Unruhen entstehen
		  ff)    	 Schäden (Mängel), die unter eine Garantie des Herstellers oder die Gewährleistung des 	
			   Verkäufers fallen
		  gg) 	 Schäden, die bei der Teilnahme an Sportveranstaltungen und Wettkämpfen entstehen, 	
			   sei es im Amateur- oder Privat- oder im Profibereich
		  hh)	 Schäden, die bereits zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses vorliegen
		  ii)	 Schäden, die die Gebrauchstauglichkeit nicht beeinträchtigen (optische Schäden, etc.)
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		  jj)   	 Schäden infolge von Manipulationen des Antriebssystems oder durch nicht fachgerech-	
			   te Ein- oder Umbauten sowie unsachgemäßer Reparaturen sowie ungewöhnliche insbe-	
			   sondere nicht den Herstellervorgaben entsprechende Verwendung oder Reinigung des 	
			   Fahrrades.
		  kk)  	 Serienschäden sowie Rückrufaktionen seitens des Herstellers.

4. 	 Brand und Explosion
	 Versichert sind Brand und Explosion. Als Brand gilt ein Feuer mit Flammenbildung, das ohne einen 	
	 bestimmungsgemäßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und sich aus eigener Kraft auszubrei-	
	 ten vermag. Nicht als Brand gelten Schmor- und Sengschäden. Explosion ist eine auf dem Ausdehnungs-	
	 bestreben von Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende Kraftäußerung.

5.   	 Sturm, Hagel, Blitzschlag, Überschwemmung, Lawinen, Muren
	 Versichert ist die unmittelbare Einwirkung von Sturm, Hagel, Blitzschlag, Überschwemmung oder 
	 Lawinen bzw. Muren auf das Fahrrad. Als Lawinen bzw. Muren gelten an Berghängen oder von Haus-
	 dächern niedergehende Schnee-, oder Eis-, bzw. Geröll-, oder Schlammmassen. Als Sturm gilt eine 
	 wetterbedingte Luftbewegung von mindestens Windstärke 8. Eingeschlossen sind Schäden, die dadurch
	 verursacht werden, dass durch diese Naturgewalten Gegenstände auf oder gegen das Fahrrad geworfen
	 werden.

§ 3 Leistungsumfang

1.	 Entschädigung bei Diebstahl
	 Der Versicherer erstattet die Kosten für ein neues Fahrrad gleicher Art und Güte (Neuwert), maximal 	
	 die vereinbarte Versicherungssumme. Die Versicherungssumme errechnet sich aus dem Händlerver-	
	 kaufspreis des Rades inkl. der fest mit dem Fahrrad verbundenen und zur Funktion des Fahrrades 	
	 gehörenden Teile. Das zur Sicherung des Rades verwendete Schloss muss bei der Bestimmung der Ver-	
	 sicherungssumme nicht berücksichtigt werden, wird beim Diebstahl des Fahrrades jedoch über die Ver-	
	 sicherungssumme hinaus entschädigt.

2. 	 Entschädigung bei Vandalismus/Reparatur
	 Der Versicherer erstattet die notwendigen Reparaturkosten aufgrund eines versicherten Ereignisses. 
	 Der Versicherer ersetzt die Kosten für die Wiederherstellung des vorherigen Zustands (soweit erfor-	
	 derlich mit gleichwertigen Ersatzteilen und Arbeitslohn), die die Verkehrs- und Funktionstüchtigkeit 	
	 wiederherstellen, maximal:
	 a)	 100 % des Kaufpreises, wenn das versicherte Fahrrad bei Schadeneintritt bis zu 3 Jahre alt ist;
	 b)	 50 % des Kaufpreises, wenn das versicherte Fahrrad bei Schadeneintritt bis zu 6 Jahre alt ist;
	 c)	 25 % des Kaufpreises, wenn das versicherte Fahrrad bei Schadeneintritt älter als 6 Jahre ist.

3.   	 Entschädigung bei Brand, Explosion, Sturm, Hagel, Blitzschlag, Überschwemmung, Lawinen, Muren
	 Der Versicherer erstattet die notwendigen Reparaturkosten aufgrund eines versicherten Ereignisses, 	
	 maximal die vereinbarte Versicherungssumme. Ist eine Reparatur nicht möglich, erstattet der Ver-
	 sicherer die Kosten für ein neues Fahrrad gleicher Art und Güte (Neuwert), maximal die vereinbarte 	
	 Versicherungssumme.

4.	 Voraussetzung für eine Entschädigung ist, dass die erforderlichen und tatsächlich angefallenen Kos-	
	 ten der Wiederbeschaffung oder Reparatur nachgewiesen werden (Nachweis durch Original-Händler-	
	 kaufbeleg oder Reparaturrechnung).

5.	 Bei Reparaturkosten die voraussichtlich 150,00 EUR übersteigen, ist dem Versicherer vor	Reparatur- 
             ausführung ein Kostenvoranschlag zur Genehmigung vorzulegen. Bis zum Abschluss der Schaden- 
	 regulierung ist das beschädigte Fahrrad bzw. die beschädigten Teile zur Besichtigung aufzubewahren.

6.	 Die entsprechende Reparaturrechnung der Fahrradwerkstatt muss Angaben zum versicherten Fahrrad 	
	 (z.B. Marke, Typ, Rahmennummer) enthalten.

B 	 Allgemeines

§ 4	 Geltungsbereich

	 Der Versicherungsschutz gilt in der Bundesrepublik Deutschland sowie weltweit bei einem Auslands- 	
	 aufenthalt von bis zu 12 Wochen.
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§ 5 	 Generelle Ausschlüsse

	 Nicht versichert sind:
	 a)	 Schäden, die der Versicherungsnehmer vorsätzlich herbeigeführt hat

§ 6 	 Entschädigung aus anderen Versicherungsverträgen

	 Soweit im Versicherungsfall eine Entschädigung aus anderen Versicherungsverträgen beansprucht wer-	
	 den kann, gehen diese Leistungsverpflichtungen vor. Dies gilt auch dann, wenn in einem dieser Versi-	
	 cherungsverträge ebenfalls eine nachrangige Haftung vereinbart ist.

	 Wird vom Versicherungsnehmer aus diesem Versicherungsvertrag eine Regulierung verlangt, wird der 	
	 Versicherer in Vorleistung treten und den Schadenfall bedingungsgemäß regulieren.

§ 7 	 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

1.	 Vor Eintritt des Versicherungsfalles
	 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, das versicherte Fahrrad
	 a)	 zum Schutz gegen Diebstahl mit einem Sicherheitsschloss an einen fest mit dem Untergrund 	
		  verbundenen und sich dadurch selbst gegen Wegnahme sichernden Gegenstand (z. B. Laternen-	
		  pfahl) anzuschließen. Daraus ergibt sich, dass für einfach abgestellte Fahrräder oder für Fahrrä-	
		  der in z.B. bei lose auf dem Untergrund stehenden Fahrradständern kein Versicherungsschutz 	
		  besteht. Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn mehrere Fahrräder mit einem unten  
		  genannten Schloss Rahmen an Rahmen zusammengeschlossen sind.
		  Zur Sicherung des Fahrrades sind entweder Schlösser mit einem Mindestkaufpreis von € 49,- 
		  zu verwenden, oder folgende Schlösser:
		  - AXA Kettenschloss  Cherto Compact 95
		  - AXA Linq und AXA Linq City
		  - Decathlon B`Twin 940 
		  - Fischer Bügelschloss Safe Vds Geprüft
		  - Kryptonite Kryptolok Series 2
		  - Abus  Granit X-Plus 540
		  - ABUS Fahrradschloss 47
		  - ABUS Faltschloss Bordo Granit X-Plus			 
	 b)	 bei Unterbringung in einem abgeschlossenen Raum zumindest einfach mit einem der unter a) 	
		  genannten Schlösser gegen Diebstahl zu sichern.			
	 c)	 im abgestellten Kraftfahrzeug und daran angebrachten, mit Verschluss gesicherten Fahrradträ-	
		  gern mit einem der unter a) genannten Schlösser gegen Diebstahl zu sichern.

2.	 Nach Eintritt des Versicherungsfalles
	 Der Versicherungsnehmer hat nach Eintritt des Versicherungsfalles
	 a)	 dem Versicherer den Schadeneintritt unverzüglich – ggf. auch mündlich oder telefonisch –  
		  anzuzeigen. Der Versicherungsnehmer stellt dem Versicherer unverzüglich zum Nachweis des
		  Schadeneintritts, der Schadensursache und der Schadenshöhe alle notwendigen, insbesondere 
		  die nachfolgenden Belege und Angaben zur Verfügung:
		  - Protokoll über Schadensort, Schadensdatum, Schadensursache und Schadensausmaß
		  - Namen und Anschriften aller Zeugen
		  - Anschrift und Aktenzeichen der aufnehmenden Polizeidienststelle
		  - Originalrechnung
	 b)	 im Falle von Diebstahl / Einbruchdiebstahl / Raub / Teilediebstahl oder Totalschaden 		
		  die Rechnung für das versicherte Fahrrad und ggf. fest montierter Anbauteile im Original sowie 	
		  die Rechnung für das neu erworbene Fahrrad im Original einzureichen. Auf den oben genannten 	
		  Rechnungen muss der Name und die komplette Anschrift des Versicherungsnehmers enthalten 	
		  sein.
	 c)	 im Falle von Diebstahl / Einbruchdiebstahl zusätzlich die Rechnung für das verwendete Fahr-	
		  radschloss im Original einzureichen, sowie auf Verlangen die Schlüssel des verwendeten Fahr-	
		  radschlosses. 
	 d)	 Schäden durch strafbare Handlungen sowie infolge von Brand, Raub, Diebstahl oder 
		  Einbruchdiebstahl sind unverzüglich der nächsten zuständigen oder erreichbaren Polizeidienst 
		  stelleanzuzeigen. Der Versicherungsnehmer hat die Pflicht, den Versicherer bei der Polizei 
		  im Schadenprotokoll anzugeben. Innerhalb von 3 Tagen nach Eintritt des Schadens ist der 
		  Polizei und dem Versicherer eine Aufstellung aller in Verlust geratenen Sachen einzureichen.
	 e)	 bei Reparaturen aufgrund von versicherten Ereignissen die entsprechende Rechnung der  
		  Fahrradwerkstatt einzureichen. Die Rechnung muss Angaben zum versicherten Fahrrad wie  
		  z. B. Marke, Typ, Rahmennummer enthalten. Bei Reparaturkosten, die voraussichtlich  
		  150,- EURO übersteigen, ist dem Versicherer vor Reparaturausführung ein Kostenvoranschlag 
		  zur Genehmigung vorzulegen.	
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	 f)	 dem Versicherer auf Verlangen jede Auskunft in Schriftform zu erteilen, die zur Feststellung
		  des Versicherungsfalles oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich
		  ist sowie jede Untersuchung über Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang der 	
		  Entschädigungspflicht zu gestatten.
	 g)	 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Anschaffungsbeleg des versicherten Fahrrades 	
		  und der etwaigen versicherten festmontierten Anbauteile sowie den Anschaffungsbeleg des 	
		  Schlosses für die Dauer des Versicherungsverhältnisses aufzubewahren.
	 h)	 Die Anschaffungsbelege müssen den Namen und die komplette Anschrift des Versicherungs-
		  nehmers enthalten.
	 i)	 alles zu vermeiden, was zu unnötigen Kosten führen könnte (Schadenminderungspflicht).

3.	 Rechtsfolgen von Obliegenheitsverletzungen
	 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so ist der Ver-
	 sicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist
	 der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Ver-
	 schuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat 
	 der Versicherungsnehmer zu beweisen.

§ 8 	 Wieder aufgefundene Sachen

1.	 Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, so hat der Versicherungsnehmer nach 	
	 Kenntniserlangung dies dem Versicherer unverzüglich schriftlich anzuzeigen.

2.	 Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem 	
	 für diese Sache eine Entschädigung gezahlt worden ist, so hat er die Entschädigung zurückzuzahlen 	
	 oder die Sache dem Versicherer zur Verfügung zu stellen. Der Versicherungsnehmer hat dieses Wahl-	
	 recht innerhalb eines Monats nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung des Versicherers auszu-	
	 üben. Nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das Wahlrecht auf den Versicherer über.

3.	 Der Versicherer behält es sich vor, ausgetauschte Teile vom Fachhändler einzufordern und zu 
	 übernehmen.

§ 9 	 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung der 
	 Erst- oder Einmalprämie

1.	 Beginn des Versicherungsschutzes
	 Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelungen in Nr. 3 und 4 zu dem im Versicherungs-	
	 schein angegebenen Zeitpunkt.
				  
2.	 Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie
	 Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüg-	
	 lich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein angegebenen Versicherungs-
	 beginns zu zahlen.

	 Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist die erste oder 
	 einmalige Prämie unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen.
	
	 Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, 	
	 beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist. Weicht der Versicherungsschein 	
	 vom Antrag des Versicherungsnehmers oder getroffenen	Vereinbarungen ab, ist die erste oder 
	 einmalige Prämie frühestens einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.
	 Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die erste Rate als erste Prämie.

3.	 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug
	 Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt ge-	
	 zahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist.

	 Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten 	
	 hat.

4.	 Leistungsfreiheit des Versicherers
	 Wenn der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach Nr. 2 maßgeben	
	 den Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer für einen vor Zahlung der Prämie eingetretenen 	
	 Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte
	 Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechts-
	 folge der Nichtzahlung der Prämie aufmerksam gemacht hat. Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, 	
	 wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.
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§ 10 	 Folgeprämie

1.	 Fälligkeit
	 a)	 Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jeweiligen Versicherungsperiode 	
		  fällig.
	 b)	 Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versicherungsschein oder in der 
		  Prämienrechnung angegebenen Zeitraums bewirkt ist.

2.	 Schadenersatz bei Verzug
	 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folgeprämie in Verzug, ist der Versicherer be-
	 rechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

3.	 Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung
	 a)	 Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei nicht rechtzeitiger Zahlung einer Folge-
		  prämie auf dessen Kosten in Textform zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist von 
		  mindestens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforderung bestimmen (Mahnung). 
		  Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag die rückständigen Beträge der
	  	 Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und außerdem auf die Rechtsfolgen – 
		  Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht – aufgrund der nicht fristgerechten Zahlung hinweist.
	 b)	 Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist 	
		  der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles mit der Zahlung der Prämie oder 	
		  der Zinsen oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei.
	 c)	 Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne 	
		  Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen, sofern der Versicherungs-	
		  nehmer mit der Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist. Die Kündigung kann mit der 	
		  Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, 	
		  wenn der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. 
		  Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen.

4.	 Zahlung der Prämie nach Kündigung
	 Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb eines Monats nach der 
	 Kündigung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach 	
	 Fristablauf die Zahlung leistet. Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versicherers (Nr. 3 b) bleibt 	
	 unberührt.

§ 11 	 Dauer und Ende des Vertrages

1.	 Dauer
	 Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abgeschlossen.

2.	 Mit Erteilung der Lastschriftvollmacht bei Vertragsabschluss besteht Versicherungsschutz ab dem 
	 im Versicherungsschein genannten Beginn. Sollte das Lastschriftverfahren fehlschlagen, besteht 
	 Versicherungsschutz erst ab dem Tag, an dem der Beitrag beim Versicherer eingegangen und verbucht
	 ist.

3.	 Stillschweigende Verlängerung
	 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, 	
	 wenn nicht einer der Vertragsparteien spätestens ein Monat vor dem Ablauf des jeweiligen Ver-
	 sicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist.

4.	 Veräußert der Versicherungsnehmer das versicherte Fahrrad, ohne die Weiterführung des Ver-
	 sicherungsvertrages durch den Erwerber und dessen Anschrift mitzuteilen, so geht der Versicherer 
	 von der sofortigen Kündigung des Vertrages durch den Erwerber aus.

5.	 Nach der Entschädigungsleistung im Falle eines Diebstahls läuft der Vertrag mit dem neu erworbenen 	
	 neuen Fahrrad weiter. Der Versicherungsnehmer teilt die erforderlichen Daten des neuen Fahrrades 	
	 unverzüglich dem Versicherer mit. Die Prämie berechnet sich nach dem Tarif für das neue Fahrrad.

6.	 Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag 	
	 kündigen. Die Kündigung ist in Schriftform zu erklären. Sie muss der anderen Vertragspartei spätestens 	
	 einen Monat nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung zugegangen sein. Kündigt der Ver-
	 sicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. 
	
	 Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, 	
	 spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird.
	 Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer 	
	 wirksam.
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§ 12 	 Lastschriftverfahren

1.	 Pflichten des Versicherungsnehmers
	 Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren vereinbart worden, hat der Versicherungs-
	 nehmer zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Prämie für eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.
		
2.	 Änderung des Zahlungsweges
	 Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine oder mehrere Prämien, trotz wiederholtem 	
	 Einziehungsversuch, nicht eingezogen werden können, ist der Versicherer berechtigt, die Lastschriftver-	
	 einbarung in Textform zu kündigen.
	 Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet 	
	 ist, die ausstehende Prämie und zukünftige Prämien selbst zu übermitteln.
	 Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem 	
	 Versicherungsnehmer in Rechnung  gestellt werden.

§ 13 	 Gefahrerhöhung

1.	 Begriff der Gefahrerhöhung
	 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers 	
	 die tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls 	
	 oder eine Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers 	
	 wahrscheinlicher wären.

2.	 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht nur - vorliegen, wenn:
	 a)	 sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss 
		  gefragt hat;
	 b)	 bei Vertragsschluss vorhandene oder zusätzlich vereinbarte Sicherungen beseitigt oder 
		  vermindert werden.

3.	 Eine Gefahrerhöhung liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den 	
	 Umständen als mitversichert gelten soll.

4.	 Pflichten des Versicherungsnehmers
	 a)	 Der Versicherungsnehmer darf nach Abgabe seiner Vertragserklärung ohne vorherige 		
		  Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch 	
		  einen Dritten gestatten.
	 b)	 Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige Zustimmung des 
		  Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so muss er diese dem 
		  Versicherer unverzüglich anzeigen.
	 c)	 Tritt nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers eine Gefahrerhöhung 
		  unabhängig von seinem Willen ein, muss er sie dem Versicherer unverzüglich anzeigen, 
		  sobald er von der Gefahrerhöhung Kenntnis erlangt.

5.	 Rechte des Versicherers
	 a)	 Kündigung
		  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Nr. 4, kann der Versicherer den 	
		  Vertrag fristlos kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich 
		  oder grob fahrlässig verletzt hat. Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der 
		  Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 
		  Der Versicherer kann nicht kündigen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die 
		  Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den
		  Fällen nach Nr. 2 und 4 bekannt, kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem
		  Monat kündigen.
	 b)	 Vertragsanpassung
		  Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen 	
		  Geschäftsgrundsätzen entsprechenden höheren Beitrag verlangen oder die Absicherung der 	
		  höheren Gefahr ausschließen. Erhöht sich in diesem Fall der Beitrag um mehr als 10 Prozent 	
		  oder schließt der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr aus, so kann der Ver-
		  sicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Ver-
		  sicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den 
		  Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.	
	 c)	 Erlöschen der Rechte des Versicherers
		  Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach Nr. 5 erlöschen, wenn 	
		  diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von der Gefahrerhöhung aus	
		  geübt wird, oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestan-	
		  den hat.
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	 d)	 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
		  Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der Versicherer nicht zur 	
		  Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten nach § 13 vorsätzlich 
		  verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der Ver-	
		  sicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Ver-
		  schuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässig-
		  keit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. Bei einer Gefahrerhöhung nach § 13 ist der 
		  Versicherer bei vorsätzlicher Verletzung der Pflichten des Versicherungsnehmers nicht zur 
		  Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt
		  eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen. Verletzt der 
		  Versicherungsnehmer seine Pflichten grob fahrlässig, so gilt § 13 entsprechend. 
		  Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem 
		  in Satz 1 genannten Zeitpunkt bekannt war.

		  Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt ferner bestehen, soweit der Versicherungsnehmer 	
		  nachweist, dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles 	
		  oder den Umfang der Leistungspflicht war oder wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungs-  	
		  falles die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt 	
		  war.

§ 14	  Form der Erklärungen des Versicherungsnehmers

	 Sämtliche Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers sind – soweit nicht gesondert geregelt 	
	 – telefonisch oder in Textform an den Versicherer zu richten.

§ 15 	 Schlussbestimmung

1.	 Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vor-	
	 schriften. Mündliche Vereinbarungen sind ungültig.

2.	 Die Ansprüche aus dem Vertrag verjähren in drei Jahren. Die Verjährung ist nach Anmeldung eines An-	
	 spruchs bis zum Zugang der Entscheidung des Versicherers in Textform gehemmt.

3.	 Klagen gegen den Versicherer sind am Gericht seines Sitzes, gegen den Versicherungsnehmer an dessen 	
	 Wohnsitz zu erheben. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung ist 	
	 auch das Gericht am Wohnsitz des Versicherungsnehmers zuständig.

4.	 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Merkblatt zur Datenverarbeitung
(Stand 01.05.2018) 

Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die Waldenburger 
Versicherung AG und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung

Waldenburger Versicherung AG
Max-Eyth-Straße 1
74638 Waldenburg
Telefon +49 7942 945-5055
Fax       +49 7942 945 555066
info@waldenburger.com

vertreten durch den Vorstand 

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der o.g. Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauftragter – 
oder per E-Mail unter: datenschutzbeauftragter@waldenburger.com

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes 
(VVG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich unser Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für 
den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben genannten 
Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese können Sie im Internet unter www.waldenburger.com/datenschutz
abrufen. 

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss 
des Vertrages und zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, 
verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policierung oder Rechnungsstellung. Angaben
zum Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist.

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrages sind ohne die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten nicht möglich.

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z. B. für 
die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten in Bezug auf die bestehenden Verträge 
nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer 
Vertragsanpassung oder Vertragsergänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen.

Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 
1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre Gesundheitsdaten bei Abschluss eines 
Lebensversicherungsvertrages) erforderlich sind, holen wir Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO ein. 
Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO i. V. m. § 27 BDSG. 

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO). Dies 
kann insbesondere erforderlich sein:

- zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,
- zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte der Unternehmen der Würth Gruppe

und deren Kooperationspartner sowie für Markt- und Meinungsumfragen,
- zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von

Hinweisen, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten können.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) 
DSGVO.

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen 
der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informieren.
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Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten

Rückversicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versicherungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür kann es 
erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schadendaten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eigenes 
Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann.

Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum 
Abschluss und zur Durchführung des Vertrages benötigten An-trags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt unser 
Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die Informationen zu Ihrer Betreuung und Beratung in 
Ihren Versicherungs- und Finanzdienstleistungsangelegenheiten benötigen.

Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmensgruppe nehmen bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für 
die in der Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem oder 
mehreren Unternehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, für den 
telefonischen Kundenservice, zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen 
Postbearbeitung zentral durch ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In unserer Dienstleisterliste finden Sie die 
Unternehmen, die an einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen.

Externe Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten zum Teil externer Dienstleister. 

Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende 
Geschäftsbeziehungen bestehen, können Sie der Übersicht im Anhang sowie in der jeweils aktuellen Version auf unserer 
Homepage unter www.waldenburger.com/datenschutz entnehmen.

Dauer der Datenspeicherung

Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann 
es vorkommen, dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser Unternehmen 
geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre 
personenbezogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten 
ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz. Die Speicherfristen 
betragen danach bis zu zehn Jahren.
  

Betroffenenrechte

Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können 
Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht
auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem 
strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen.

Widerspruchsrecht

Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu 
widersprechen. 

Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn 
sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. 

Beschwerderecht

Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder an eine 
Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist:

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit
Königstraße 10a
70173 Stuttgart

Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft

Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem (HIS) der informa HIS GmbH zur Unterstützung der 
Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung von 
Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Austausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. Nähere 
Informationen dazu entnehmen Sie bitte den beiliegenden Hinweisen zum HIS.
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Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer

Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages (z. B. zur Mitnahme eines Schadensfreiheitsrabattes in der Kfz-
Haftpflichtversicherung) bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, 
kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten mit dem von Ihnen im Antrag benannten 
früheren Versicherer erfolgen.

Bonitätsauskünfte

Soweit es zur Wahrung unserer berechtigten Interessen notwendig ist, fragen wir bei der Arvato Infoscore
https://finance.arvato.com/icdinfoblatt zur Beurteilung Ihres allgemeinen Zahlungsverhaltens ab. 

Datenübermittlung in ein Drittland

Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt 
die Übermittlung nur, soweit dem Drittland durch die EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau bestätigt wurde oder 
andere angemessene Datenschutzgarantien (z. B. verbindliche unternehmensinterne Datenschutzvorschriften oder EU-
Standardvertragsklauseln) vorhanden sind. Detaillierte Information dazu sowie über das Datenschutzniveau bei unseren 
Dienstleistern in Drittländern finden Sie hier www.waldenburger.com/datenschutz Sie können die Informationen auch unter den 
oben genannten Kontaktadressen anfordern.

Automatisierte Einzelfallentscheidungen

Auf Basis der von Ihnen gemachten Angaben entscheiden wir in bestimmten Fällen vollautomatisch bei der Antrags-, Vertrags-, 
sowie Schaden- und Leistungsverarbeitung.
Die Entscheidung erfolgt dabei insbesondere auf der Grundlage Ihrer Angaben zu persönlichen Risikomerkmalen. Die 
vollautomatisierten Entscheidungen basieren insbesondere auf den vertraglichen Bedingungswerken und den daraus 
abgeleiteten Regeln und Bearbeitungsrichtlinien.
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